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Läßt sich in der Arbeit der Nationalen 
Front Bürgerinitiative langfristig planen?

Jutta Fiedler 
Sekretär der WPO 304, Erfurt-Möbisburg

Alle Erfahrungen besagen, daß 
es am besten ist, wenn die örtli­
chen Ausschüsse der Nationalen 
Front nach einem Jahrespro­
gramm der Bürgerinitiative arbei­
ten, das mit den staatlichen Or­
ganen, gesellschaftlichen Kräf­
ten, vor allem aber mit den Bür­
gern beraten wurde. Dazu sollten 
sie alle Initiativen aufgreifen, da­
mit in ihrem Wohngebiet Werte 
geschaffen werden, die das 
Wohlbefinden und gutnachbarli­
che Beziehungen durch gemein­
same Taten fördern. Gewiß soll­
ten sich die Vorhaben an den 
Plan anlehnen. Aber vor allem ist 
jede Initiative gefragt, die der 
Verschönerung der Städte und 
Gemeinden, der Gestaltung des 
Lebens in ihnen dient.
Auf seiner Tagung im Februar be­
schloß der Nationalrat der Natio­
nalen Front die Ziele der Bürger­
initiative „Schöner unsere Städte 
und Gemeinden - Mach mit!" bis 
1990. So sollen in diesen Jahren 
zur Werterhaltung von Wohnbau­
ten 25 Milliarden Mark Eigenlei­
stungen erbracht, 600 000 Woh­
nungen älterer Bürger renoviert, 
500 000 Räume gesellschaftlicher 
Einrichtungen erneuert und 
20 000 Hausklubs gebildet wer­
den. Es gibt also eine langfri­
stige, breit gefächerte Aufgaben­
stellung. Sie dient dem Wohlbe­
finden der Bürger.
In jedem Ort sollte das daraus 
entnommen werden, was jeweils 
am dringlichsten ist. Alle Aus­
schüsse werden beispielsweise 
bestrebt sein, gemeinsam mit 
den Bürgern ihren Anteil zur wei­
teren Verbesserung der Wohnbe­
dingungen und damit zur Lösung 
der Wohnungsfrage als soziales 
Problem bis 1990 zu erbringen. Es 
ist eines der vordringlichsten An­
liegen der Bürger, zur Erhaltung

der Wohnsubstanz beizutragen. 
Dabei gibt es Vorhaben, die über 
den Jahresplan hinausgehen. Sie 
muß man langfristig im Auge ha­
ben. Es wird jedoch nur jener Teil 
beschlossen, der innerhalb eines 
Jahres zu schaffen ist. Zu den 
Aufgaben, die einen längeren 
Zeitraum umfassen, gehören in 
manchen Orten das Trink- und 
Abwasserprogramm, in anderen 
der Straßen- und Wegebau, die 
Gestaltung der Wohnumwelt, 
oder Aktivitäten auf dem Gebiet 
der sozialistischen Landeskultur 
und des Umweltschutzes. 
Anhand langfristiger staatlicher

Ortsgestaltungskonzeptionen 
werden alljährlich Aufgaben zur 
systematischen Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedin­
gungen in den Dörfern realisiert. 
Darum richten die Orts- und 
Dorfausschüsse der Nationalen 
Front unter Führung der Parteior­
ganisationen ihre überzeugende 
Tätigkeit vor allem darauf, in Ge­
meinsamkeit mit den örtlichen 
Volksvertretungen und den LPG 
das Mitwirken aller Einwohner an 
der Gestaltung produktiver und 
schöner Dörfer zu gewinnen. 
Effektive Ergebnisse in der Bür­
gerinitiative „Mach Mit!" werden 
in den städtischen Wohngebie­
ten erreicht, wenn Hausgemein­
schaften gemeinsam Hand anle- 
gen. Immer mehr bewährt sich 
dabei die Arbeit mit Hausrepara­
turplänen.

Kann ich mich im „Babyjahr" indie 
Wohnparteiorganisation ummelden?

Christine Schmied 
Kombinat Keramische Werke Hermsdorf

Mitglieder und Kandidaten der 
SED gehören der Grundorganisa­
tion des Betriebes, der Genos­
senschaft oder Einrichtung an 
und leisten dort Parteiarbeit, wo 
sie beruflich tätig sind. So regelt 
es eindeutig das Statut. Das „Ba­
byjahr" ändert an dieser Zugehö­
rigkeit zum Betrieb und damit zur 
Grundorganisation nichts. Und 
die Praxis belegt, daß sich das 
auch bewährt. Argumente von 
Genossinnen, die das bekräfti­
gen, lauten: So halten wir die 
enge Verbindung mit unserem 
Partei- und Arbeitskollektiv auf­
recht, sind wir über Probleme 
und Aufgaben im Betrieb auf 
dem laufenden, wissen wir, wie 
es nach dem „Babyjahr" bei uns 
weitergeht.
Natürlich ist es für die Genossin­
nen nicht einfach, in dieser Zeit 
regelmäßig am Parteileben, vor 
allem an den Mitgliederversamm­

lungen und am Parteilehrjahr, 
teilzunehmen. Der Säugling 
braucht die Fürsorge der Mutter. 
Nicht immer liegen die Termine 
„babygerecht", können Ehe­
mann, Oma oder Nachbarn ein- 
springen. Aber vieles kann zwi­
schen der BPO und der Genossin 
im gegenseitigen Interesse ge­
klärt werden.
In vielen Grundorganisationen ist 
es üblich, in vertrauensvollen per­
sönlichen Gesprächen gemein­
sam Wege zu suchen und Vor­
aussetzungen für die Teilnahme 
der jungen Mütter am Parteile­
ben zu schaffen. Die Parteilleitun- 
gen verstärken deshalb auch die 
individuelle Arbeit mit diesen Ge­
nossinnen und finden so Lö­
sungswege, wie sie auch im Ba­
byjahr aktive Parteiarbeit leisten, 
die Verbindung zu ihrer Grundor­
ganisation aufrechterhalten kön­
nen.
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